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3. Instanz

Datum -

Die Ablehnung des Vorsitzenden der 7. Kammer des Sozialgerichts WÃ¼rzburg,
Richter am Sozialgericht â�¦, wegen Besorgnis der Befangenheit ist unbegrÃ¼ndet.

GrÃ¼nde:

I.

Der KlÃ¤ger und Antragsteller fÃ¼hrt vor der 7. Kammer des Sozialgerichts
WÃ¼rzburg â�� SG â�� (Vorsitzender: Richter am Sozialgericht â�� RiSG â�� â�¦)
gegen die Beklagte einen Rechtsstreit wegen der Bemessung der Arbeitslosenhilfe
(Bescheid vom 25.04. 1997). Die Klageschrift ist am 30.04.1997 beim Sozialgericht
eingegangen.

Am 04.10.2000 hat der KlÃ¤ger den Kammervorsitzenden wegen Besorgnis der
Befangenheit abgelehnt: Nachdem "in der gleichen Sache" bereits dreimal
mÃ¼ndliche Verhandlungen stattgefunden hÃ¤tten und nicht "in seinem Sinne"
entschieden worden sei, nehme er an, dass RiSG â�¦ und der Vertreter der
Widerspruchsstelle der Beklagten, Herr W â�¦, in unkorrekter Weise
zusammenarbeiteten. Ihm â�� dem KlÃ¤ger â�� sei bekannt, dass RiSG â�¦ frÃ¼her
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beim Arbeitsamt WÃ¼rzburg tÃ¤tig gewesen sei und Herrn W â�¦ deshalb gut
kenne.

RiSG â�¦ hat sich zu dem Ablehnungsgesuch am 09.10.2000 dienstlich geÃ¤uÃ�ert.

II.

FÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber Gesuche, mit welchen Richter der
Sozialgerichtsbarkeit abgelehnt werden, ist das Landessozialgericht zustÃ¤ndig (Â§
60 Abs.1 S.2 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -).

Das zulÃ¤ssige Ablehnungsgesuch erweist sich als unbegrÃ¼ndet.

Nach Â§ 60 SGG i.V.m. Â§ 42 Zivilprozessordnung (ZPO) kann ein Richter wegen
Besorgnis der Befangenheit abgelehnt werden, wenn ein Grund vorliegt, welcher
geeignet ist, Misstrauen gegen seine Unparteilichkeit zu rechtfertigen (Â§Â§ 60
Abs.1 S.1 SGG, 42 Abs.2 ZPO). Dies ist nur dann der Fall, wenn ein am Verfahren
Beteiligter bei vernÃ¼nftiger WÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde Anlass hat, an der
Unvoreingenommenheit und objektiven Einstellung des Richters zu zweifeln (vgl. 
BVerfGE 35, 171, 172; NJW 1999, 132, 133). Das Misstrauen muss aus der Sicht
eines ruhig und vernÃ¼nftig denkenden Prozessbeteiligten verstÃ¤ndlich sein (vgl.
Peters-Sautter-Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit, 4. Auflage, S.186/14). Es
kommt weder darauf an, ob die BefÃ¼rchtung eines Prozessbeteiligten, der Richter
sei ihm gegenÃ¼ber voreingenommen, begrÃ¼ndet ist, noch auf die subjektive
Meinung des abgelehnten Richters, ob er befangen sei oder nicht (vgl. BVerfG,
a.a.O.; ZÃ¶ller-Vollkommer, ZPO, 21. Auflage, Â§ 42 Rdnr.9). Der Gesetzgeber hat
durch die MÃ¶glichkeit der Richterablehnung nÃ¤mlich nicht nur eine tatsÃ¤chlich
parteiliche Rechtspflege verhindern, sondern darÃ¼ber hinaus auch schon den fÃ¼r
einen Prozessbeteiligten nach den UmstÃ¤nden naheliegenden oder doch
verstÃ¤ndlichen Argwohn vermeiden wollen, der Richter werde nicht unparteilich
entscheiden.

Von diesen GrundsÃ¤tzen ausgehend hat der KlÃ¤ger und Antragsteller keinen
Grund, die Unvoreingenommenheit und objektive Einstellung des RiSG â�¦ in
Zweifel zu ziehen.

Die Richterablehnung wegen Besorgnis der Befangenheit ist kein geeignetes Mittel,
sich gegen unrichtige bzw. fÃ¼r unrichtig gehaltene Rechtsauffassungen (auch in
frÃ¼heren Verfahren) eines Richters zu wehren, es sei denn, die mÃ¶gliche
Fehlerhaftigkeit beruhte auf einer unsachlichen Einstellung des Richters oder auf
WillkÃ¼r. Die Mitwirkung des Richters an einem frÃ¼heren Verfahren, das zu einer
der Partei ungÃ¼nstigen Entscheidung gefÃ¼hrt hat, kann nur bei Hinzutreten
zusÃ¤tzlicher konkreter UmstÃ¤nde einen Ablehnungsgrund setzen. Aus diesem
muss sich ergeben, dass der Richer nicht bereit ist, seine frÃ¼her geÃ¤uÃ�erte
Meinung kritisch zu Ã¼berprÃ¼fen und gegebenenfalls zu Ã¤ndern (vgl. BAG, MDR
1993, 383; ZÃ¶ller-Vollkommer, a.a.O., Rdnr.15; MÃ¼nchener Kommentar-Feiber,
ZPO, Â§ 42 Rdnr.14). Es ist davon auszugehen, dass der Richter, der an eine in
einem frÃ¼heren Rechtsstreit geÃ¤uÃ�erte Meinung nicht gebunden ist, die
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jeweiligen Argumente der Parteien und die Besonderheiten des Einzelfalles unter
Einbeziehung eventuell neuer Erkenntnisse sorgfÃ¤ltig erwÃ¤gt und die
Entscheidung nach grÃ¼ndlicher PrÃ¼fung unvoreingenommen trifft.

Die Richtigkeit des Vorbringens des KlÃ¤gers â�� in der gleichen Sache hÃ¤tten
bereits drei mÃ¼ndliche Verhandlungen stattgefunden, ohne "in seinem Sinne"
entschieden worden zu sein â�� unterstellt, so trÃ¤gt er doch keine zusÃ¤tzlichen
UmstÃ¤nde vor, aus denen sich die Besorgnis ergeben kÃ¶nnte, RiSG â�¦ stehe bei
einer erneuten Entscheidung der hier zu beurteilenden Rechtsfragen der Sache
voreingenommen und daher parteiisch gegenÃ¼ber. Die bloÃ�e BefÃ¼rchtung des
KlÃ¤gers, der Kammervorsitzende kÃ¶nne die anstehende Streitfrage ebenso wie in
einem frÃ¼heren Verfahren wÃ¼rdigen, ist kein Befangenheitsgrund (vgl. BAG,
a.a.O.). Im Ablehnungsverfahren kÃ¶nnen richterliche Entscheidungen nicht auf ihre
Richtigkeit Ã¼berprÃ¼ft werden, es sei denn, sie beruhten auf WillkÃ¼r. Von einer
auf WillkÃ¼r fuÃ�enden Entscheidung kann aber nur dann gesprochen werden,
wenn sie bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung der das Grundgesetz beherrschenden
Gedanken schlechterdings nicht mehr verstÃ¤ndlich erscheint und offensichtlich
unhaltbar ist (vgl. MÃ¼nchener Kommentar-Feiber, a.a.O., Rdnr.30). Diese
Voraussetzungen kÃ¶nnen â�� was keiner weiteren BegrÃ¼ndung bedarf â�� dem
vorliegenden Sachverhalt keinesfalls entnommen werden und werden auch vom
KlÃ¤ger selbst nicht behauptet.

Die vom KlÃ¤ger monierte frÃ¼here TÃ¤tigkeit des Kammervorsitzenden beim
Arbeitsamt WÃ¼rzburg und die darauf beruhende Bekanntschaft mit dem
Arbeitsamtsbediensteten W â�¦ rechtfertigt ebenfalls nicht die Besorgnis der
Befangenheit des Richters. Nach Â§ 60 Abs.2 SGG ist von der AusÃ¼bung des
Richteramtes auch ausgeschlossen, wer bei dem vorausgegangenen
Verwaltungsverfahren mitgewirkt hat. Unter einem vorausgegangenen
Verwaltungsverfahren ist dasjenige Verfahren zu verstehen, dessen Ergebnis â�� in
der Regel der das Verfahren abschlieÃ�ende Verwaltungsakt â�� den Gegenstand
des gerichtlichen Verfahrens darstellt. Es muss sich also um dasjenige
Verwaltungsverfahren handeln, das zu dem angefochtenen Bescheid gefÃ¼hrt hat;
dem vorausgegangenen Verfahren ist auch das Widerspruchsverfahren
zuzurechnen (vgl. Meyer-Ladewig, SGG, 6. Auflage, Â§ 60 Rdnr.5 m.w.N.).
Mitgewirkt beim vorausgegangenen Verwaltungsverfahren hat ein Richter nicht nur,
wenn er einen den Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens bildenden
Verwaltungsakt (oder Widerspruchsbescheid) erlassen hat. Vielmehr ist jede wie
auch immer geartete amtliche TÃ¤tigkeit im Verwaltungsverfahren einschlieÃ�lich
des Widerspruchsverfahrens in Bezug auf die Sache geeignet, eine AusschlieÃ�ung
gemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs.2 SGG zu rechtfertigen. FÃ¼r einen Ausschluss ausreichend ist
somit jedes sachliche Eingreifen in dem zur gerichtlichen Entscheidung stehenden
Einzelfall; es genÃ¼gt jede Ã¼ber eine lediglich formelle Beteiligung
hinausgehende Mitwirkung (vgl. BSG, NJW 1963, 414, 415 m.w.N.). Eine bloÃ�e
frÃ¼here ZugehÃ¶rigkeit des Richters zur BehÃ¶rde â�� wie im vorliegenden Fall
â�� erfÃ¼llt diese Voraussetzungen dagegen ersichtlich nicht (vgl. Meyer-Ladewig,
a.a.O.).

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Ablehnung des RiSG â�¦ wegen Besorgnis der Befangenheit
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sind somit nach allem nicht zu erkennen. Der Antrag war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Entscheidung ist kostenfrei (Â§ 183 SGG) und endgÃ¼ltig (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 18.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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